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Finanzordnung 

des Niedersächsisch-Bremischen 
Basketballverbandes e.V. 

Diese Finanzordnung wurde vom Verbandstag 
am 01.07.2023 in Hannover beschlossen. 

§ 1 Rechtsgrundlage, Geltungsbereich 

 Die Finanzierung des NBBV regelt die Fi-
nanzverwaltung in Verbindung mit der Sat-
zung und den übrigen Ordnungen. 

§ 2 Mittelverwendung 

  1) Die Mittel des NBBV sind nach den Grunds-
ätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit zu verwenden. 

  (2) Für Zuwendungen und Zuschüsse Dritter 
gelten fernen deren Bestimmungen. 

§ 3 Verantwortlichkeit 

  (1) Der für Finanzen und Verwaltung zustän-
dige Erste Vizepräsident (1. VP) ist für die 
Finanzplanung u. finanzielle Abwicklung 
sämtlicher Angelegenheiten des NBBV ver-
antwortlich. 

  (2) Ein Haushaltsausschuss, der aus dem 1. VP, 
der Geschäftsführung und mindestens drei 
vom Präsidium bestimmten Personen be-
steht, berichtet dem Präsidium. Zu den 
jährlich wiederkehrenden Aufgaben des 
Haushaltsausschusses gehören die Prüfung 
von Haushaltsplänen und des Jahresab-
schlusses. 

§ 4 Delegation, Vollmachten 

 Aufgaben im Zusammenhang mit der Fi-
nanzverwaltung können an Mitarbeiter der 
Geschäftsstelle delegiert werden (z.B. Zah-
lungsverkehr, Buchhaltung, Abrechnung, 
Einkauf etc.). Hierzu erteilen die unter § 8 
Abs. 1 genannten die erforderlichen Voll-
machten. 

§ 5 Haushaltsbewirtschaftung 

  (1) Von den einzelnen Ressorts und Regionen 
werden die jeweils geplanten Ein- und Aus-
gaben für das kommende und das darauf-
folgende Geschäftsjahr bis zum 31.07. des 
laufenden Jahres an die Geschäftsstelle ge-
meldet. Den daraus resultierenden Haus-
haltsvoranschlag wird vom Haushaltsaus-
schuss beraten und dem Präsidium zur Be-
ratung und Zustimmung vorgelegt. 

  (2) Der vom Präsidium beschlossene Haus-
haltsplan für das laufende und folgende 
Geschäftsjahr wird dem Verbandstag vor-
gelegt. 

  (3) Im Einklang mit den Richtlinien der Förder-
mittelgeber ist eine Betriebsmittelrücklage 
zu bilden, die vom Vorstand bewirtschaftet 
wird. Die Betriebsmittelrücklage soll die 
Höhe von 10% der Betriebsmittelausgaben 
des Vorjahres nicht unterschreiten. Unter 
Angabe von Zweck und Umsetzungszeit-
raum können auf Beschluss des Vorstands 
zweckgebunden Rücklagen gebildet wer-
den. Rücklagen werden im Jahresabschluss 
ausgewiesen. 

  (4) Vermögensgegenstände sind im Rahmen 
der gesetzlichen Vorschriften zu inventari-
sieren. 

  (5) Der für jedes Haushaltsjahr aufgestellte 
Haushaltsplan ist die Grundlage für alle 
Maßnahmen des NBBV. Die Budgetverant-
wortlichen sind für die Einhaltung der 
Ihnen zur Aufgabenwahrnehmung zugewie-
sen Budgets verantwortlich. Sich abzeich-
nende Abweichungen in Höhe von mehr als 
10% im Einnahmebereich sind an den 1. VP 
zu melden. Das Eingehen von budgetüber-
schreitenden Verpflichtungen ohne vorhe-
rige Genehmigung des Vorstandes ist unzu-
lässig. Es besteht generell gegenseitige 
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Deckungsfähigkeit innerhalb des jeweiligen 
Einzelbudgets. 

  (6) Darüber hinaus besteht auch gegenseitige 
Deckungsfähigkeit übergreifend im Ge-
samthaushalt. Hier entscheidet über Ver-
schiebungen, Kompensation sowie über 
ggf. notwendige Beschränkungen in Einzel-
budgets der Vorstand. 

§ 6 Jahresrechnung, Abschluss 

 Nach Ablauf des Geschäftsjahres ist die Jah-
resrechnung des Verbandes zu erstellen 
und mit einer Vermögensübersicht dem 
Präsidium zur Beratung und anschließen-
den Einbringung an den Verbandstag zur 
Genehmigung vorzulegen. 

§ 7 Kostenvoranschlag für Veranstaltungen 

 Für alle Veranstaltungen des Verbandes, 
die nicht im Haushaltsplan gesondert aus-
gewiesen sind, ist ein Kostenvoranschlag 
aufzustellen und dem Vorstand zur Zustim-
mung vorzulegen. 

§ 8 Verfügungsberechtigung, Wertgrenzen 

  (1) Die Vorstandsmitglieder nach § 26 BGB 
sind zur Abgabe verpflichtender Erklärun-
gen bis zu einer Wertgrenze von 2.500,00 € 
allein entscheidungsberechtigt, bis zu einer 
Wertgrenze von 30.000,00 € entscheidet 
der Vorstand, darüber hinaus das Präsi-
dium. 

  (2) Für die Abgabe von verpflichtenden Erklä-
rungen im Rahmen von Arbeitsverhältnis-
sen und sonstigen Dauerschuldverhältnis-
sen sind immer die Unterschrift des Präsi-
denten und des 1. VP, im dringenden Ver-
hinderungsfall eines der beiden Genannten 
die Unterschrift des anderen zusammen 
mit einem weiteren Vizepräsidenten, erfor-
derlich. 

  (3) Über die Einrichtung und den Wegfall 
hauptamtlicher Stellen (Stellenplan) ent-
scheidet das Präsidium auf Vorschlag des 
Vorstandes nach Maßgabe der laut Haus-
haltsplan verfügbaren Mittel. 

§ 9 Revision 

 Gegenstand der satzungsgemäß vorge-
schriebenen Prüfung durch die Revisoren 
ist die Einhaltung aller Bestimmungen im fi-
nanziellen Bereich. Die Tätigkeit der Reviso-
ren erstreckt sich auf die Ordnungsmäßig-
keit der Buchhaltung (Belege und Buchfüh-
rung) sowie insbesondere auch auf die 
sachliche und rechnerische Richtigkeit der 
Einnahmen und Ausgaben und deren Wirt-
schaftlichkeit. 

§ 10 Verpflichtung der Mitglieder 

  (1) Die Vereine haben ihren Verpflichtungen 
aus Beiträgen, Meldegeldern, Strafen und 
anderen Zusammenhängen spätestens in-
nerhalb vier Wochen nach Erhalt der Rech-
nung bzw. Zahlungsaufforderung nachzu-
kommen. 

  (2) Zahlungsvorgänge sind unter Angabe des 
Belegdatums sowie der Rechnungsnummer 
oder der Strafbescheidnummer regelmäßig 
bargeldlos zu leisten. 

  (3) Rückständige Forderungen werden durch 
die Geschäftsstelle unter Berechnung von 
Verwaltungskosten angemahnt. Die Mahn-
kosten sind dem Strafenkatalog gemäß 
NBBV-RO zu entnehmen. 

§ 11 Erstattung von Aufwendungen und 
Auslagen, Abrechnungen 

  (1) Allen Mitarbeitern des Verbandes werden 
die für die Ausübung ihrer Tätigkeit entste-
henden notwendigen Auslagen ersetzt. 

  (2) Die Auslagen sind mindestens vierteljähr-
lich – für das letzte Quartal bis zum 15.12. – 
des lfd. Jahres bei der Geschäftsstelle auf 
den hierfür vorgesehenen Vordrucken des 
Verbandes abzurechnen. 

  (3) Auf besonderen Antrag können für be-
stimmte Maßnahmen Vorschusszahlungen 
geleistet werden. Diese sind von dem Emp-
fänger zeitnah abzurechnen. 

  (4) Die Zahlungsempfänger bzw. für die Ab-
rechnung einer Maßnahme Verantwortli-
che können bei Zuwiderhandlung gegen 
Abrechnungsbestimmungen für dem 
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Verband hierdurch entstehende Schäden in 
Regress genommen werden. 

  (5) Sonstige Entschädigungen und Honorare 
sowie Teilnehmerbeiträge für Lehrgänge 
werden unter Beachtung der hierfür ein-
schlägigen Bestimmungen Dritter geregelt, 
insbesondere der Abrechnungsrichtlinie 
der Landessportbünde Niedersachsen und 
Bremen. 

§ 12 Reisekosten 

  (1) Als Dienstreisen gelten notwendige Reisen 
zur Erledigung von Aufgaben im Rahmen 
der ehren- oder hauptamtlichen Tätigkeit 
für den Verband. Der Vorstand regelt, wer 
berechtigt ist, Dienstreisen auszuführen 
und wer diese zu genehmigen hat. 

  (2) Für ehrenamtlich Tätige gelten die Vor-
schriften der Landessportbünde Nieder-
sachsen und Bremen (LSB). 

  (3) Für Dienstreisen von hauptamtlichen Mit-
arbeitern gelten die einschlägigen Vor-
schriften für den öffentlichen Dienst des 
Landes Niedersachsen und Bremen. 

§ 13 Verpflichtung zu Offenlegung 

  (1) Durch § 5 der LSB-Finanzordnung wird der 
Verband verpflichtet, seine Finanzen und 
die Vermögensaufstellungen gegenüber 
dem LSB offenzulegen. 

  (2) Die Zuwendungserteilung des LSB wird von 
der ordnungsgemäßen und vollständigen 
Offenlegung der Finanzdaten sowie von ei-
ner ordnungsgemäßen Abrechnung und 
Einhaltung seiner Vorgaben abhängig ge-
macht. 

§ 14 Schlussbestimmung, Änderung 

  (1) Über alle Haushalts-, Finanz, und Wirt-
schaftsangelegenheiten, die in dieser Fi-
nanzordnung im Einzelnen nicht geregelt 
sind, entscheidet das Präsidium. 

  (2) Die Finanzordnung kann durch einfache 
Mehrheit vom Verbandstag geändert wer-
den. 

 

Hannover, 1. Juli 2023 


